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1 2 9 . Bundesgesetz: Rechtsüberleitungsgesetz für die Gemeinden Jungholz und Mittelberg.
1 3 0 . Bundesgesetz: Ersetzung der im ordentlichen Verfahren vor den Strafgerichten angedrohte Todesstrafe durch

die Strafe des lebenslangen Kerkers.
1 3 1 . Bundesgesetz: Kunstförderungsbeitragsgesetz 1950.
1 3 2 . Bundesgesetz: 2. Lebensmittelbewirtschaftungsgesetz-Novelle.
1 3 3 . Bundesgesetz: 2. Landwirtschaftliche Wiederaufbaugesetz-Novelle.
134. Bundesgesetz: Abänderung des Bundesgesetzes vom 14. Dezember 1949, BGBl. Nr. 35/1950, betreffend die

Liquidation der österreichischen Wirtschaftsverbände.
1 3 5 . Bundesgesetz: Abänderung des Kinderbeihilfengesetzes.
1 3 6 . Bundesgesetz: Abänderung des Bundesgesetzes vom 24. Juli 1946, BGBl. Nr. 161, über prozeß- und

exekutionsrechtliche Sonderbestimmungen für schutzwürdige Unternehmungen.
1 3 7 . Verordnung: Verbot gewisser glückspielartiger Formen des Vertriebes von Waren oder Leistungen.
1 3 8 . Kundmachung: Verlängerung von Prioritätsfristen zugunsten der Staatsangehörigen des Commonwealth von

Australien.
1 3 9 . Kundmachung: Zulassung zum Spiele in Spielbanken und bei Kursaalspielen.
1 4 0 . Kundmachung: Erweiterung des Geltungsbereiches der Satzung der Weltgesundheitsorganisation.

129 . Bundesgesetz vom 21. Juni 1950
über die Wiederinkraftsetzung von öster-
reichischem Bundesrecht und die Neuanlegung
von Grundbüchern in den Gemeinden Jung-
holz und Mittelberg (Rechtsüberleitungsgesetz
für die Gemeinden Jungholz und Mittelberg).

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Vom Wirksamkeitsbeginn dieses
Bundesgesetzes an treten Rechtsvorschriften, die
bisher in den Bundesländern Tirol und Vorarl-
berg mit Ausnahme der Gemeinde Jungholz
(Verwaltungsbezirk Reutte) und der Gemeinde
Mittelberg (Verwaltungsbezirk Bregenz) An-
wendung fanden, auch für diese Gemeinden
in Wirksamkeit.

(2) Mit dem gleichen Zeitpunkt treten Rechts-
vorschriften, die bisher nur für die Gemeinden
Jungholz und Mittelberg in Geltung standen,
in den übrigen Teilen der Bundesländer Tirol
und Vorarlberg jedoch keine Anwendung
fanden, außer Kraft.

§ 2. (1) Ausgenommen von den Bestimmungen
dieses Bundesgesetzes sind Landesgesetze und
deren Durchführungsverordnungen sowie diesen
gleichzuhaltende Rechtsvorschriften.

(2) Zwischenstaatliche Vereinbarungen werden
durch dieses Bundesgesetz nicht berührt.

§ 3. (1) Die Grundbücher der Gemeinden
Jungholz und Mittelberg treten außer Kraft.
Sie sind neu anzulegen.

(2) Bis zur Eröffnung der neuangelegten
Grundbücher (§ 35 Abs. 1 Allgemeines Grund-
buchsanlegungsgesetz) können dingliche Rechte an

unbeweglichen Sachen nur auf die in den §§ 434,
436, 437, 451 Abs. 2 und § 481 Abs. 2 ABGB.
bezeichnete Weise erworben werden.

§ 4. Das Anlegungsverfahren richtet sich nach
den Bestimmungen des Gesetzes vom 19. Dezem-
ber 1929, BGBl. Nr. 2/1930 (Allgemeines Grund-
buchsanlegungsgesetz), wobei in Tirol auf die
Bestimmungen des § 9 Abs. 3 und § 24 des
Landesgesetzes vom 17. März 1897, LGBl. Nr. 9,
in der geltenden Fassung Bedacht zu nehmen ist.

§ 5. Für Eintragungen, die nach den Ergeb-
nissen des Anlegungsverfahrens aus dem außer
Kraft gesetzten Grundbuch in das neue Grund-
buch zu übernehmen sind, gelten folgende
Bestimmungen:

1. Bei Rechten zugunsten mehrerer Personen
in Erbengemeinschaft sind die einzelnen Erben
unter Angabe der ihnen zustehenden Erbquote
als Berechtigte einzutragen. Die Erbquote ist aus
dem Erbschein oder durch geeignete Erhebungen
festzustellen.

2. Bei Rechten zugunsten von Ehegatten
in allgemeiner Gütergemeinschaft sind die Ehe-
gatten als zu gleichen Teilen Berechtigte unter
Berücksichtigung der sich aus dem Bestehen
einer Gütergemeinschaft unter Lebenden erge-
benden Verfügungsbeschränkungen einzutragen.

3. Bei Briefhypotheken und Briefgrund-
schulden ist der gegenwärtig Berechtigte fest-
zustellen und das Pfandrecht 2u seinen Gunsten
einzutragen. Der Hypotheken- oder Grund-
schuldbrief soll eingezogen, entwertet und zu
den Anlegungsakten genommen werden.
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4. Für Eigentümerhypotheken und Eigen-
tümergrundschulden sind Pfandrechte nur ein-
zutragen, insoweit die durch das Pfandrecht
gesicherte Forderung gegen einen Dritten noch
fortbesteht oder dem Eigentümer der Ersatz für
deren Tilgung gebührt (§ 1446 ABGB.).

Wenn einer nach dem Vorstehenden nicht zu
übernehmenden Eigentümerhypothek oder
Eigentümergrundschuld ein anderes Pfandrecht
im Range nachfolgt, ist jedoch an ihrer Stelle
ein Rangvorbehalt im Sinne des § 37 der
III. Teilnovelle anzumerken; die Wirksamkeit
endet mit Ablauf von drei Jahren nach Er-
öffnung des neuen Grundbuches.

5. Sicherungshypotheken sind, sofern sie der
Sicherung von Forderungen dienen, welche aus
einem der in § 14 Abs. 2 des Allgemeinen
Grundbuchsgesetzes genannten Rechtsverhält-
nisse entstehen können, als Höchstbetrags-
hypotheken zu übernehmen.

Wo diese Voraussetzungen nicht gegeben sind,
ist der Bestand und die Höhe der zugrunde
liegenden Forderung im Zuge des Anlegungs-
verfahrens festzustellen und das Pfandrecht nur
nach Maßgabe dieser Feststellung (§14 Abs. 1
Allgemeines Grundbuchsgesetz) einzutragen.

6. Eigentums- oder Hypothekenrechte von
Personen, deren Anspruch auf Übertragung
oder Eintragung dieser Rechte durch Vor-
merkung oder durch Widerspruch gesichert war,
sind in das neue Grundbuch nur dann aufzu-
nehmen, wenn im Anlegungsverfahren fest-
gestellt ist, daß die Voraussetzungen für die
Einverleibung oder Vormerkung des Eigen-
tums- oder Pfandrechtes im Sinne des All-
gemeinen Grundbuchsgesetzes gegeben sind.

Besteht ein Anspruch auf Eintragung eines
Pfandrechtes im Range nach einer vorbehaltenen
freien Pfandstelle, so ist diese dem Eigentümer
durch Anmerkung des Rangvorbehaltes im Sinne
des § 37 der III. Teilnovelle zu sichern. Ziffer 4,
letzter Halbsatz, ist anzuwenden.

§ 6. Soweit § 5 nichts anderes bestimmt, ist auf
Eintragungen, die den Vorschriften des All-
gemeinen Grundbuchsgesetzes nicht entsprechen,
§ 32 Abs. 2 des Allgemeinen Grundbuchsan-
legungsgesetzes anzuwenden.

§ 7. (1) Vor dem Inkrafttreten dieses Bundes-
gesetzes auf Grund des bisher in Geltung gestan-
denen Rechtes erworbenen Berechtigungen zur
Ausübung von Gewerben, die unter die Vor-
schriften der österreichischen Gewerbeordnung,
des Hausierpatentes oder der Verordnung über
das Wandergewerbe, BGBl. Nr. 103/1924, in der
Fassung der Verordnung BGBl. Nr. 109/1925,
fallen, gelten im bisherigen Umfang als Berechti-
gungen nach den Vorschriften des öster-
reichischen Rechtes.

(2) Das Bundesministerium für Handel und
Wiederaufbau trifft durch Verordnung Bestim-
mungen über den Umtausch der nach dem bis-
herigen Recht erteilten Berechtigungsurkunden
in solche den österreichischen Rechtsvorschriften
entsprechenden Berechtigungsurkunden.

§ 8. (1) Dieses Bundesgesetz tritt nach Ablauf
von zwei Monaten nach seiner Kundmachung
in Kraft.

(2) Maßnahmen, die vor dem im Abs. 1 ge-
nannten Zeitpunkt in den Gemeinden Jung-
holz und Mittelberg auf Grund von Rechts-
vorschriften getroffen wurden, die bisher nur
für das übrige Gebiet der zugehörigen Bundes-
länder Geltung hatten, sind rechtswirksam.

§ 9. Mit der Vollziehung der §§ 3 bis 6 dieses
Bundesgesetzes ist das Bundesministerium für
Justiz, mit der Vollziehung des § 7 das Bundes-
ministerium für Handel und Wiederaufbau, mit
der Vollziehung aller übrigen Bestimmungen
dieses Bundesgesetzes die Bundesregierung be-
traut.

Renner
Figl Schärf Helmer Tschadek

Hurdes Maisel Margarétha Kraus
Kolb Waldbrunner Gruber

1 3 0 . Bundesgesetz vom 21. Juni 1950,
womit die im ordentlichen Verfahren vor den
Strafgerichten angedrohte Todesstrafe durch
die Strafe des lebenslangen schweren Kerkers

ersetzt wird.

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Im ordentlichen Verfahren vor den Straf-
gerichten bildet statt der vom Gesetz an-
gedrohten Todesstrafe die Strafe des lebenslangen
schweren Kerkers die gesetzliche Strafe.

§ 2. Das Bundesgesetz vom 12. Mai 1948,
BGBl. Nr. 101, über das außerordentliche Mil-
derungsrecht des Schwurgerichtes bei den mit
dem Tode bedrohten Verbrechen wird auf-
gehoben; es ist jedoch auf Strafverfahren, in
denen das Urteil vor dem Inkrafttreten dieses
Bundesgesetzes zwar gefällt, aber noch nicht in
Rechtskraft erwachsen ist, weiterhin anzuwenden.

§ 3. (1) Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Juli
1950 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Justiz betraut.

Renner
Figl Tschadek
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1 3 1 . Bundesgesetz vom 21. Juni 1950,
betreffend Neuregelung der von den Rund-
funkteilnehmern zu zahlenden Abgabe für
Zwecke der Kunstförderung (Kunst-

förderungsbeitragsgesetz 1950).

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Die Rundfunkteilnehmer haben an den
österreichischen Bundesschatz jährlich eine Abgabe
in der Höhe einer monatlichen Rundfunk-
teilnehmergebühr einschließlich allfälliger Zu-
schläge zu entrichten (Kunstförderungsbeitrag).

(2) Das Erträgnis dieser Abgabe ist vom
Bundesministerium für Unterricht zur Gänze für
Zwecke der Kunstförderung zu verwenden. Die
Einnahmen sind in ihrer vollen Höhe im Bundes-
voranschlag als zweckgebundene Einnahmen, die
Ausgaben in gleicher Höhe wie die Einnahmen
bei einem eigenen finanzgesetzlichen Ansatz als
Ausgaben nach Maßgabe der eigenen Einnahmen
zu veranschlagen.

§ 2. (1) Zur Beratung des Bundesministeriums
für Unterricht über die Verwendung des Kunst-
förderungsbeitrages wird ein Beirat eingesetzt,
der aus einem Vorsitzenden und zehn Mitgliedern
(Ersatzmännern) besteht und mindestens einmal
jährlich zur Erstattung von Vorschlägen und zur
Entgegennahme des Verwendungsausweises zu-
sammentritt. Vorsitzender des Beirates ist der
Bundesminister für Unterricht oder ein von ihm
bestellter Stellvertreter. Die Mitglieder (Ersatz-
männer) des Beirates bestellt der Bundesminister
für Unterricht jeweils auf die Dauer eines Jahres
auf Vorschlag folgender Körperschaften: die
österreichischen Bundesländer haben vier Mitglieder
(Ersatzmänner) und die Städte, die Gemeinden,
die Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft
und der Arbeiterkammertag je ein Mitglied
(Ersatzmann) namhaft zu machen; überdies
gehört dem Beirat je ein Vertreter des Bundes-
ministeriums für Unterricht und des Bundes-
ministeriums für Finanzen an.

(2) Der Bundesminister für Unterricht hat den
gemäß Abs. 1 eingesetzten Beirat nach Maßgabe
der Erfordernisse, jedoch mindestens jährlich ein-
mal, einzuberufen. Zur Beschlußfähigkeit des
Beirates ist die Anwesenheit von mindestens
zwei Drittel seiner Mitglieder (Ersatzmänner) not-
wendig. Der Beirat faßt seine Beschlüsse mit ein-
facher Stimmenmehrheit; bei Stimmengleichheit
entscheidet der Vorsitzende. Die Tätigkeit der
Mitglieder des Beirates ist ehrenamtlich.

§ 3. Die Einhebung und zwangsweise Ein-
bringung sowie die Befreiung von dieser Abgabe
erfolgt durch dieselben Organe und nach den-
selben Vorschriften, die für die Rundfunk-
teilnehmergebühr gelten.

§ 4. Mit dem Wirksamkeitsbeginn dieses
Bundesgesetzes tritt das Bundesgesetz vom

13. November 1946, B. G. Bl. Nr. 213, betreffend
eine von den Rundfunkteilnehmern zu zahlende
Abgabe für Zwecke der Kunstförderung (Kunst-
förderungsbeitragsgesetz), außer Kraft.

§ 5. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Unterricht im Ein-
vernehmen mit den beteiligten Bundesministerien
betraut.

Renner
Figl Hurdes

132 . Bundesgesetz vom 21. Juni 1950,
womit das Lebensmittelbewirtschaftungs-
gesetz vom 18. Dezember 1947, BGBl.
Nr. 28/1948, abgeändert wird (2. Lebens-

mittelbewirtschaftungsgesetz-Novelle).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Bundesgesetz vom 18. Dezember 1947,
BGBl. Nr. 28/1948, betreffend die Bewirt-
schaftung von Lebensmitteln, Tieren, tierischen
Erzeugnissen sowie sonstigen landwirtschaftlichen
Erzeugnissen (Lebensmittelbewirtschaftungs-
gesetz), in der Fassung des Bundesgesetzes vom
14. Dezember 1949, BGBl. Nr. 34/1950, wird
abgeändert wie folgt:

§ 17 lautet:
„(1) Dieses Bundesgesetz tritt, soferne es nicht

die in Abs. 2 genannten Waren betrifft, am
31. August 1950 außer Kraft.

(2) Für die nachstehend genannten Waren,
nämlich

ausländische Ölsaaten und Ölfrüchte;
ausländische Rohöle zur Erzeugung von Speise-

fetten und Speiseölen;

Kunstspeisefett, Margarine, Margarineschmalz,
Speiseöl und Oleomargarine mit allen ver-
arbeiteten Rohwaren;

Zucker (Rüben- und Rohrzucker)

wird der Zeitpunkt des Außerkrafttretens dieses
Bundesgesetzes durch Verordnung der Bundes-
regierung bestimmt."

Artikel II.

Dieses Bundesgesetz tritt am 30. Juni 1950
in Kraft. Mit seiner Vollziehung sind die Bundes-
ministerien für Land- und Forstwirtschaft und
für Inneres im Einvernehmen mit den beteiligten
Bundesministerien betraut.

Renner
Figl Schärf Helmer Tschadek

Hurdes Maisel Margarétha Kraus
Kolb Waldbrunner Gruber
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133. Bundesgesetz vom 21. Juni 1950,
womit das Bundesgesetz vom 26. Juli 1946,
BGBl. Nr. 176, über Beihilfen zum Wieder-
aufbau kriegsbeschädigter land- und forst-
wirtschaftlicher Betriebe abgeändert wird
(2. Landwirtschaftliche Wiederaufbaugesetz-

Novelle).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Bundesgesetz vom 26. Juli 1946, BGBl.
Nr. 176, über Beihilfen zum Wiederaufbau
kriegsbeschädigter land- und forstwirtschaft-
licher Betriebe (Landwirtschaftliches Wiederauf-
baugesetz), in der Fassung des Bundesgesetzes
vom 2. Juni 1948, BGBl. Nr. 123 (Landwirt-
schaftliche Wiederaufbaunovelle), wird abge-
ändert wie folgt:

1. Im § 4 Abs. 1 erster Satz hat an die Stelle
des Wortes „vier" das Wort „sieben" zu treten.

2. § 4 Abs. 2 zweiter Satz hat zu lauten:
„Die Gemeinden sind bei der Vorschreibung

und Einhebung den Finanzämtern zur Hilfe-
leistung verpflichtet."

3. § 4 Abs. 4 hat zu lauten:
„Die Fälligkeiten des Wiederaufbaubeitrages

richten sich nach den Fälligkeiten der Grund-
steuer. Erstmalig ist er am 15. Mai 1948 für das
erste Halbjahr 1948 vorzuschreiben."

4. Im § 5 behält der unter Artikel I Z. 3 der
Landwirtschaftlichen Wiederaufbaunovelle vom
2. Juni 1948, BGBl. Nr. 123, eingefügte Absatz
die Absatzbezeichnung (2); der Abs. 2 des Land-
wirtschaftlichen Wiederaufbaugesetzes, in seiner
Fassung vom 26. Juli 1946, BGBl. Nr. 176, er-
hält die Absatzbezeichnung (3). In diesem Absatz
entfällt das Wort „dreijährigen".

5. Im § 6 entfallen der Abs. 1 und die Absatz-
bezeichnung (2).

Artikel II.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für Land- und Forst-
wirtschaft im Einvernehmen mit dem Bundes-
ministerium für Finanzen betraut.

Renner
Figl Kraus Margarétha

134. Bundesgesetz vom 21. Juni 1950,
womit das Bundesgesetz vom 14. Dezember
1949, BGBl. Nr . 35/1950, betreffend die
Liquidation der österreichischen Wirtschafts-

verbände abgeändert wird.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Bundesgesetz vom 14. Dezember 1949,
BGBl. Nr. 35/1950, betreffend die Liquidation

der österreichischen Wirtschaftsverbände, wird
abgeändert wie folgt:

Im § 3 Abs. 2 sind in der vorletzten Zeile
und im § 4 in der letzten Zeile die Worte
„30. Juni 1950" durch die Worte „31. August
1950" zu ersetzen.

Artikel II.

Dieses Bundesgesetz tritt am 30. Juni 1950
in Kraft. Mit seiner Vollziehung ist das Bundes-
ministerium für Land- und Forstwirtschaft im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium für
Inneres betraut.

Renner
Figl Kraus Helmer

1 3 5 . Bundesgesetz vom 21. Juni 1950,
betreffend Abänderung des Kinderbeihilfen-
gesetzes vom 16. Dezember 1949, BGBl.

Nr. 31/1950.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Bundesgesetz vom 16. Dezember 1949,
BGBl. Nr. 31/1950, über Kinderbeihilfen
(Kinderbeihilfengesetz) wird abgeändert wie
folgt:

1. § 1 Abs. 1 Z. 3 hat zu lauten:
„3. aus der gesetzlichen Unfallversicherung,

der Kriegsopferversorgung, der Opferfürsorge,
der Kleinrentnerunterstützung; in diesen Fällen
jedoch nur dann, wenn sie nicht andere als die
unter Z. 1 bis 3 genannten Einkünfte be-
ziehen."

2. § 1 Abs. 2 hat zu lauten:
„(2) Ferner sind bezugsberechtigt Vollwaisen

wenn sie in einem Lehrverhältnis stehen, das
25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben und
sich nicht in einer öffentlichen Fürsorgeanstalt
befinden, und bedürftige Mütter, wenn und so-
lange als dem sonst Anspruchsberechtigten die
Kinderbeihilfe lediglich aus dem Grunde nicht
zusteht, weil er für die Kosten des Unterhalts
und der Erziehung der Kinder nicht überwiegend
aufkommt."

3. § 1 Abs. 3 hat zu lauten:
„(3) Die Kinderbeihilfe wird den im Abs. 1

Z. 1 bis 3 angeführten Personen gewährt, wenn
bei ihnen die Voraussetzungen für die Kinder-
ermäßigung nach § 39 Abs. 4 des Einkommen-
steuergesetzes vorliegen, das Einkommen des
Jahres, in dem die Kinderbeihilfe in Anspruch
genommen wird, bei einem Kind (Angehörigen)
36.000 S, bei zwei Kindern (Angehörigen)
40.000 S, bei drei Kindern (Angehörigen)
44.000 S, bei vier und mehr Kindern (Ange-
hörigen) 48.000 S nicht übersteigt und das Kind
(der Angehörige) nicht selbst Einkünfte aus
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nichtselbständiger Arbeit — ausgenommen Lehr-
lingsentschädigung — bezieht. Für Angehörige,
für die Kinderermäßigung gemäß § 39 Abs. 4
des Einkommensteuergesetzes nicht zusteht, wird
Kinderbeihilfe gewährt, sofern es sich um
Kinder, Stief-, Adoptiv- oder Pflegekinder
handelt, die wegen körperlicher oder geistiger
Gebrechen dauernd außerstande sind, sich selbst
den Unterhalt zu beschaffen, wenn sie vom
Anspruchsberechtigten überwiegend erhalten
werden, weder über Einkünfte noch ein erheb-
liches Vermögen verfügen, aus dem der Unter-
halt bestritten werden kann und nicht in einer
geschlossenen Anstalt untergebracht sind; aus-
genommen sind jene Fälle, in welchen die Unter-
bringung in einer Anstalt auf Kosten des An-
spruchswerbers erfolgt."

4. Im § 1 Abs. 4 wird der zweite Satz auf-
gehoben, der dritte Satz hat zu lauten:

„Die im Abs. 1 Z. 3 und Abs. 2 genannten
Personen und Personen, die den Anspruch auf
Kinderbeihilfe aus § 1 Abs. 3 letzter Satz ab-
leiten, sowie Frauen erhalten die Kinderbeihilfe
nur auf Antrag."

5. § 2 Abs. 2 hat zu lauten:
„(2) Der Anspruchsberechtigte ist verpflichtet,

den Wegfall einer Voraussetzung des Anspruches
auf volle Kinderbeihilfe oder einen ent-
sprechenden Teil derselben binnen acht Tagen
seinem Wohnsitzfinanzamt zwecks Richtig-
stellung der Beihilfenkarte anzuzeigen. Über-
schreitet sein voraussichtliches Jahreseinkommen
die im § 1 Abs. 3 genannte, für ihn maßgeb-
liche Einkommensgrenze oder übersteigen seine
monatlichen Einkünfte aus nichtselbständiger
Arbeit ein Zwölftel dieses Betrages, darf er die
Kinderbeihilfe vom Zeitpunkt des Bekannt-
werdens dieser Tatsache nicht mehr in Anspruch
nehmen; er hat die Beihilfenkarte seinem Wohn-
sitzfinanzamt zurückzustellen."

6. § 11 Abs. 1 hat zu lauten:
„(1) Der Beitrag des Dienstgebers ist von der

Summe der Arbeitslöhne zu berechnen (§ 19
Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes, ausgenom-
men Z. 2), die jeweils in einem Kalendermonat
an die Dienstnehmer gezahlt worden sind (Bei-
tragsgrundlage). Die Kinderbeihilfen und Ent-
schädigungen, die an Lehrlinge gezahlt werden,
welche auf Grund eines Lehrvertrages eingestellt
sind, gehören nicht zur Beitragsgrundlage.
Übersteigt die Beitragsgrundlage in einem
Kalendermonat nicht den Betrag von 3000 S,
verringert sich diese um 1000 S."

7. § 11 Abs. 2 erhält folgende Fassung:
„(2) Der Beitrag beträgt 2 v. H. der Beitrags-

grundlage."
8. § 12 Abs. 1 erhält die Bezeichnung § 12,

die Abs. 2 und 3 werden aufgehoben.
9. § 14 Abs. 1 hat zu lauten:
„(1) Unbeschadet der Bestimmungen des § 15

Abs. 2 sind die Bestimmungen des Ernährungs-

beihilfengesetzes auf die bereits rechtskräftig
zuerkannten Ansprüche, die sich aus § 2 Abs. 2
zweiter Satz des Ernährungsbeihilfengesetzes ab-
leiten, weiterhin anzuwenden, wenn und solange
das voraussichtliche Jahreseinkommen die für
den Anspruch auf Kinderbeihilfe im § 1 Abs. 3
genannte Grenze nicht übersteigt. Die Bestim-
mungen des § 2 Abs. 2 dieses Bundesgesetzes
finden Anwendung."

Artikel II.

Artikel I Z. 1, Z. 2, Z. 3 zweiter Satz und Z. 4
tritt am 1. Juli 1950, Artikel I Z. 3 erster Satz,
Z. 5 und Z. 9 am 1. Jänner 1951 in Kraft.
Artikel I Z. 6, Z. 7 und Z. 8 ist erstmalig für die
nach dem 30. Juni 1950 endenden Lohn-
zahlungszeiträume "anzuwenden.

Artikel III.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Renner
Figl Margarétha

1 3 6 . Bundesgesetz vom 21. Juni 1950
über die Abänderung des Bundesgesetzes vom
24. Juli 1946, BGBl. Nr. 161, über prozeß-
und exekutionsrechtliche Sonderbestimmun-
gen für schutzwürdige Unternehmungen.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.
Das Bundesgesetz vom 24. Juli 1946, BGBl.

Nr. 161, über prozeß- und exekutionsrechtliche
Sonderbestimmungen für schutzwürdige Unter-
nehmungen, in der Fassung der Bundesgesetze
vom 30. Juni 1948, BGBl. Nr . 136, vom 24. No-
vember 1948, BGBl. Nr. 253, und vom 14. De-
zember 1949, BGBl. Nr. 16/1950, wird wie
folgt abgeändert:

Im § 3 Abs. 1, § 4 Abs. 1, § 6, § 8 Abs. 1
und 2 und § 9 Abs. 1 sind die Worte „30. Juni
1950" durch die Worte „30. Juni 1951",
im § 3 Abs. 3 die Worte „1. Juli 1950" durch
die Worte „1 . Juli 1951" zu ersetzen.

Artikel II.

(1) Die in der Liste ( § 1 ) eingetragenen Unter-
nehmungen können binnen einem Monat nach
der Kundmachung dieses Bundesgesetzes im
Bundesgesetzblatt bei der zuständigen Landes-
kammer der gewerblichen Wirtschaft einen An-
trag auf Weiterbelassung in der Liste einbrin-
gen. Über diesen Antrag entscheidet die Kom-
mission (§ 2 Abs. 2).

(2) Sie hat dem Antrag stattzugeben, wenn die
Voraussetzungen des § 2 Abs. 1 Z. 1 und Z. 2
noch vorliegen. Ist eine dieser Voraussetzungen
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nicht mehr gegeben oder wurde ein Antrag ge-
mäß Abs. 1 nicht eingebracht, so ist die Strei-
chung aus der Liste zu verfügen.

(3) Die Kommission kann die Weiterbelassung
in der Liste auch

a) befristet aussprechen, wenn sich bei der
Überprüfung des Antrages ergibt, daß mi t
einer Besserung der finanziellen Lage des
Unternehmens in absehbarer Zeit gerech-
net werden kann,

b) bedingt aussprechen, insbesondere ver-
fügen, daß ihr die Erfüllung eines zu be-
st immenden Teiles der im § 2 Abs. 1 Z. 1
genannten Verbindlichkeiten bei sonstiger
Streichung aus der Liste bis zu einem fest-
zusetzenden Te rmin nachzuweisen ist; hie-
bei ist der zur Verteilung gelangende Be-
trag zunächst zur perzentuell gleichmäßi-
gen Befriedigung jedes inländischen Gläu-
bigers, dessen Gesamtforderung den Betrag
von 20.000 S nicht erreicht, zu verwenden.

(4) Das Bundesminis ter ium für H a n d e l u n d
Wiederaufbau er läßt Richt l in ien für die einheit-
liche H a n d h a b u n g der Befugnisse der Kommis -
sionen (Abs. 2 u n d 3).

(5) W i r d die Weiterbelassung befristet ausge-
sprochen (Abs. 3 lit. a), so k a n n das U n t e r n e h -
men innerhalb eines Monats vo r Ablauf der
Frist einen neuerlichen An t r ag auf Weiterbelas-
sung einbringen. Die Best immungen der §§ 7
bis 9 gelten sinngemäß. Auf das Verfahren über
diesen A n t r a g finden die Best immungen der
Abs. 2 u n d 3 Anwendung .

(6) Auf das Verfahren über einen gemäß
Abs. 1 oder 5 eingebrachten Ant rag finden die
Best immungen der § § 1 0 u n d 11 sinngemäß A n -
wendung.

(7) Das Bundesminis ter ium für H a n d e l und
Wiederaufbau k a n n jederzeit von Amts wegen
oder auf An t r ag einer der in der Kommission
(§ 2 Abs. 2) ver t re tenen Körperschaften die Über -
prüfung der Vermögenslage eines in der Liste
eingetragenen U n t e r n e h m e n s auf dessen Kosten
durch beeidete Buchprüfer v o r n e h m e n lassen
und , wenn die Voraussetzungen des § 2 Abs. 1
Z. 1 oder Z. 2 nicht mehr vorliegen, die Strei-
chung aus der Liste verfügen. Ebenso k a n n die
Kommission nach einem gemäß Abs. 1 oder 5
eingebrachten An t r ag eine derart ige Ü b e r p r ü -
fung des antragstel lenden U n t e r n e h m e n s an-
ordnen , w e n n ihr die vorgelegten Unter lagen
für die Beurtei lung der Vermögenslage des
Unte rnehmens nicht ausreichend erscheinen.

Artikel III.

Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Juli 1950 in
Kraft. Mit der Vollziehung sind die Bundes-
ministerien für Handel und Wiederaufbau und"
für Justiz betraut.

Renner
Figl Kolb Tschadek

1 3 7 . Verordnung des Bundesministeriums
für Handel und Wiederaufbau vom 25. Mai
1950 über das Verbot gewisser glückspiel-
artiger Formen des Vertriebes von Waren

oder Leistungen.

Auf Grund der §§ 28 und 43 des Bundes-
gesetzes vom 26. September 1923, BGBl.
Nr. 531, gegen den unlauteren Wettbewerb, in
der Fassung des Wettbewerbsrecht-Überleitungs-
gesetzes vom 11. Juni 1947, BGBl. Nr. 145, wird
verordnet:

§ 1. Es ist verboten, Waren oder Leistungen
in der Form zu vertreiben, daß die Lieferung
der Ware oder die Verrichtung der Leistung
oder eine nebst der Ware oder Leistung zu ge-
währende Zuwendung (Prämie) von dem Er-
gebnis einer Verlosung oder einem anderen Zu-
fall abhängig gemacht ist.

§ 2. Das Verbot des § 1 findet keine An-
wendung auf Ausspielungen, die nach den Be-
stimmungen der Wertausspielungsverordnung
vom 6. März 1928, BGBl. Nr. 68, in der Fassung
der Wertausspielungsnovelle vom 12. Dezember
1933, BGBl. Nr. 541, sowie nach den Bestim-
mungen der Ausspielungsverordnung vom
1. Dezember 1932, BGBl. Nr. 342, in der Fas-
sung der Verordnung BGBl. Nr. 395/1935, von
den zuständigen Behörden bewilligt werden.

§ 3. Auf Zuwiderhandlungen gegen das Ver-
bot des § 1 finden die Bestimmungen des § 29
Abs. 2 und des § 34 des Bundesgesetzes vom
26. September 1923, BGBl. Nr. 531, gegen den
unlauteren Wettbewerb Anwendung.

§ 4. Diese Verordnung tritt einen Monat nach
ihrer Kundmachung in Kraft.

Kolb

1 3 8 . Kundmachung des Bundesministeriums
für Handel und Wiederaufbau vom 25. Mai
1950, betreffend die Verlängerung von
Prioritätsfristen zugunsten der Staatsange-
hörigen des Commonwealth von Australien.

Auf Grund des § 13 Abs. 4 des Patentschutz-
Überleitungsgesetzes vom 9. Mai 1947, BGBl.
Nr. 123, und des § 10 Abs. 4 des Markenschutz-
Überleitungsgesetzes vom 9. Mai 1947, BGBl.
Nr. 125, wird festgestellt, daß die Prioritäts-
fristen des § 13 Abs. 1 des Patent-ÜG. und des
§ 10 Abs. 1 des Marken-ÜG. zugunsten der
Staatsangehörigen des Commonwealth von
Australien verlängert sind.

Kolb
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139. Kundmachung des Bundesministeri-
ums für Finanzen vom 13. Juni 1950, be-
treffend die Zulassung zum Spiele in Spiel-

banken und bei Kursaalspielen.

Auf Grund des § 9 der Spielbankverordnung
vom 7. Oktober 1933, BGBl. Nr. 463, in der
Fassung der Spielbankverordnungsnovelle vom
30. Dezember 1933, BGBl. I Nr. 6/1934, wird
folgendes verfügt:

Artikel I.

Personen, die das 21. Lebensjahr noch nicht
zurückgelegt haben, dürfen zum Eintritte in die
Spielsäle der Spielbanken und Kursaalspiele nicht
zugelassen werden.

Artikel II.

Unternehmungen, denen die Bewilligung zum
Betrieb von Spielbanken und Kursaalspielen
erteilt wurde, ist die Ausgabe von Eintritts-
karten gestattet, die unter Einhaltung der Vor-
schriften der Spielordnung auch österreichische
Staatsbürger zum Spiel in den einzelnen Be-
trieben berechtigen.

Artikel III.

Österreichische Staatsbürger, die ihren ordent-
lichen Wohnsitz in dem Gerichtsbezirke haben,
in dem sich ein Spielbank- oder Kursaalbetrieb
befindet, sind vom Eintritt in den Spielbetrieb
ausgeschlossen.

Margarétha

1 4 0 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 20. Juli 1950, betreffend die
Erweiterung des Geltungsbereiches der
Satzung der Weltgesundheitsorganisation.

Nach einer Mitteilung des Generalsekretärs
der Vereinten Nationen hat Nicaragua die
Ratifikationsurkunde zu der im Bundesgesetz-
blatt Nr. 96/1949 kundgemachten Satzung der
Weltgesundheitsorganisation am 24. April 1950
beim Generalsekretär der Vereinten Nationen
hinterlegt.

Mit dem Tag der Hinterlegung dieser Ratifi-
kationsurkunde ist die Satzung der Weltgesund-
heitsorganisation für Nicaragua wirksam ge-
worden.

Figl
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